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Stück 15.

Dampfkeſſel-Aufſtellung.
Der Gaſthofsbeſitzer Eduard Uhlig in Lauchſtädt beabſichtigt in der ihm zugehörigen in der Stadt Lauchſtädt

beſtehenden Branntweinbrennerei einen Dampfkeſſel, deſſen Zeichnung und Beſchreibung in meinem Büreau eingeſehen
werden können, aufzuſtellen und in Betrieb zu ſetzen.

Etwaige Einwendungen gegen dieſes Vorhaben ſind binnen 4 Wochen präeluſiviſcher Friſt bei mir anzubringen.
Merſeburg, den 15. November 1848. Der Königl. Landrath Weidlich.

Bekanntmachung.Unter Bezugnahme auf das Geſetz über die Errichtung der Bürgerwehr vom 17. October d. J. Geſ. Samml.
1848 S. 1. Nr. 47. pag. 289. ff. und die die Ausführung dieſes Geſetzes betreffende Verordnung der Königl. Regierung
vom 30. October d. J. Nr. 555. des 44. Stücks des diesjährigen Amtsblatts S. 248. fordere ich die ſämmtlichen Orts-
behörden des hieſigen Kreiſes hierdurch auf, die nach Z. 13. und 14. des gedachten Geſetzes vorgeſchriebene Stammliſte
aller zur Bürgerwehr berechtigten und verpflichteten Einwohner des Orts ſofort anzufertigen und vom 1. bis 15. Decem-
ber zu Jedermanns Einſicht auf dem Rathhauſe reſp. in der Wohnung des Ortsrichters offen auszulegen, damit jedes
Gemeindemitglied bis zum 20. December einſchließlich ſeine Bemerkungen gegen dieſe Stammliſte bei dem Gemeindevor-
ſtande anbringen kann. Jn der Zeit vom 21. bis 31. December wird die Stammliſte von der GemeindeVertretung re
vidirt und mit Rückſicht auf die eingegangenen Bemerkungen oder von Amtswegen berichtigt und feſtgeſtellt.

Die feſtgeſtellte Liſte wird vom 1. bis 15. Januar auf dem Rathhauſe reſp. in der Wohnung des Ortsrichters
abermals offen ausgelegt.
entgültig entſcheidet.

Gegen die Feſtſtellung geht die Berufung an die Kreis- Vertretung (Landrath) welche darüber

Die anzufertigende Stammliſte wird folgende Rubriken enthalten müſſen
1) laufende Nummer. 2
4) Geburtstag und Jahr. 5) Stand. 6
im Vollgenuß der bürgerlichen Rechte befindet.

Vor und Zuname des zur Bürgerwehr Berechtigten und Verpflichteten.
6) Dauer des letzten Aufenthalts in der Gemeinde.

8) Bemerkungen.

3) Geburtsort.
7) Ob ſich das Jndividuum

Jn den erſten Tagen des Monats December erwarte ich von jeder Ortsbehörde darüber, daß die Stammliſte aufge-
ſtellt und zu Jedermanns Einſicht ausgelegt worden iſt.

Merſeburg den 20. November 1848. Der Königl. Landrath Weidlich.

(Eingeſandt.)
Um irrigen Gerüchten über die Vorgänge am 14. d. M.

entgegenzutreten, wird hierdurch Nachſtehendes zur öffentlichen
Kenntniß gebracht:

Nachdem in Folge des Verhaltens der früh Morgens
ſtattgehabten, von Vorſtehern mehrerer hieſigen politiſchen
Clubs geleiteten Volksverſammlung, die Bürgerwehr hieſiger
Stadt auf Anordnung ihres Commandeurs berufen und
nach Verlauf von etwa einer Stunde, mit Ausnahme einer
zum Schutze der Eiſenbahn kommandirten Abtheilung wieder
entlaſſen worden war, konnte man die Erwartung begen,
daß den weitern Ruheſtörungen in der hieſigen Stadt vor
gebeugt ſey.

Leider beſtätigte ſich dieſe Hoffnung nicht. Es wurde
alsbald bekannt, daß auf dem hieſigen Bahnhofe gröbliche
Angriffe auf die Freiheit von Perſonen und des Eigenthums
ſtattgefunden insbeſondere daß ein Mitglied der hieſigen
Regierung mit Gewalt und unter Mißhandlungen von dem
Antritt einer Reiſe abgehalten, von Bürgerwehr und von
unberechtigter Weiſe bewaffneten Haufen auf das hieſige
Rathhaus geführt und dort unter Bewachung geſetzt wor-
den ſey. zEöltens des Präſidenten der Regierung wurde an den

Magiſtratsdirigenten ſofort das Begehren gerichtet, die Be
freiung des gedachten Mitgliedes des Collegiums augenblick-
lich ins Werk zu ſetzen. Auf die Erwiederung des Magiſtrats
dirigenten daß dies augenblicklich nicht in ſeiner Macht
ſtehe, daß er jedoch ſein Mögliches thun wolle, und nach
fruchtloſem Ablauf von zwei Stunden hielt ſich der Ne-
gierungs Präſident verpflichtet, demſelben aufs Neue den
Auftrag zugehen zu laſſen, den Führern der hieſigen Bürger
wehrcompagnien, in ſeinem Namen, das beſtimmte Verlan-
gen vorzuſtelllen daß ſie mit den Kräften der Bürgerwehr die
ſofortige Befreiung jenes Beamten und deſſen ungefährdete
Rückkehr in ſeine Wohnung herbeiführen. Dieſelbe fand
nach etwa einer halben Stunde ſtatt.

Zur Beſtrafung der Urheber und Mitſchuldigen bei die
ſem Ereigniſſe ſind die erforderlichen Schritte eingeleitet.

Hat in Bezug auf den bemerkten Vorfall die Königl.
Regierung als Landespolizeibehörde, ſofort die geeigneten
Schritte gethan, ſo hat dieſelbe ſich auch weiter für verpflich-
tet gehalten, den Zweck der Berufung der Bürgerwehr
und die Zuläſſigkeit der von ihr gepflogenen Berathungen
einer Erörterung zu unterwerfen ſo wie ferner eine Unter-
ſuchung der auf dem Bahnhofe, Seitens bewaffneter Haufen,
veranlaßten Störungen des Bahnverkehrs anzuordnen. Die



an die Führerſchaft der hieſigen Bürgerwehr geſtellte Auffor-
derung hat dieſelbe einſtimmig dahin beantwortet daß
ſie bereit und im Stande ſey, mit der ihr untergebenen Bür-
gerwehr jeder fernern Störung des BVahnverkehrs, ſo wie
jedem Angriff auf Perſonen und Eigenthum hindernd ent
gegenzutreten.

Zur Sache eontra Miniſterium Branudenburg.
ef. Seite 402. und 408. des Kreis- Blattes.

Beſtehende Geſetze können nach Z. 59. der Einl. z. A.
L. R. nicht von dem Miniſterium, ſondern nur von dem Ge-
ſetzgeber, alſo nur durch ein Geſetz aufgehoben werden. Geſetz
geber iſt die Krone und das Volk; denn g. 6. des Geſetzes
vom 6. April e. beſtimmt:

„Den künftigen Vertretern ſoll die Zuſtimmung zu
allen Geſetzen zuſtehen“, demgemäß kann das Wahl-
geſetz weder ganz, noch deſſen Z. 13. von der Regierung allein
anßer Kraft. geſetzt werden. Dieſer verordnet: „die auf Grund
dieſes Geſetzes zuſammentretende Verſammlung iſt dazu
berufen, die künftige Staatsverfaſſung durch Ver-
einbarung mit der Krone feſtzuſtellen c.

Die National-Verſammlung iſt zuſammengetreten. Wird
dieſelbe aufgelöſet, ſo wird dadurch die geſetzliche Berufung
„die Verfaſſung feſtzuſtellen“ aufgehoben, mithin der 8. 13.
des Wahlgeſetzes vernichtet. Solches kann nur von dem
Geſetzgeber geſchehen, folglich nicht ohne Zuſtimmung
der Volksvertreter die zur Feſtſtellung der Verfaſſung be-
rufene Verſammlung aufgelöſt werden. 6. des Ge-
ſetzes vom 6. April die Vertagung iſt eine zeit weiſe
Aufhebung unterliegt daher denſelben Beſtimmungen und
daraus folgt, daß die Verlegung, weil ohne Vertagung
nicht ausführbar, ebenfalls die Zuſtimmung der National-
Verſammlung erfordert. Kraft Königl. Patents vom 13.
Mai e. als Ausführung des Geſetzes vom 8. April e. iſt
die Verſammlung eröffnet, und der Z. 13. deſſelben kann
nach ungezwungener, den Thatſachen entſprechender Faſſung
jetzt nur dahin lauten:

„die auf Grund dieſes Geſetzes in Berlin zuſammen-
getretene Verſammlung iſt dazu berufen, die Staats-
Verfaſſung durch Vereinbarung mit der Krone feſtzuſtellen,“

und demnach mußte die Verlegung ebenfalls von der Zu-
ſtimmung der Volksvertreter abhängig erklärt werden.

Gern unterwerfen wir uns dem Seite 408. dieſes Blat-
tes angerufenen Urtheil jedes Unbefangenen, da wir
parteilos die Wahrheit zu finden ſtreben.

Wir haben nur die formelle Seite der Frage erörtern
wollen. Die verfloſſenen acht Tage haben die Sachlage aber
dergeſtalt geändert, daß die Rechtsfrage in den Hintergrund
getreten und zur rein politiſchen geworden iſt denn ſeitdem
die zurückgebliebene Min orität der National- Verſammlung
die Steuer Verweigerung decretirt hat, iſt ein Gebiet vor
derſelben betreten, auf welches wir nicht folgen können, nicht
folgen wollen, weil eine Formverletzung auf Seiten der
Regierung wäre ſie auch noch unzweifelhafter als im vor
liegenden Falle, uns nicht von der Treue entbinden kann,
die wir der eonſtitutionellen Monarchie und dem
Geſetze zu bewahren gelobt haben

Merſeburg, den 18. November 1848.
Der Verfaſſer des Gutachtens Seite 402

Aufr u f.Alle diejenigen preußiſchen Staatsbürger, welche die feſte
Begründung einer conſtitutionellen Monarchie ernſtlich wollen
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und die Rückkehr zu den vorigen Zuſtänden (die Reaction)
ebenſowenig wie die Errichtung einer preußiſchen oder deut-
ſchen Republik wünſchen können Alle, welche dem Kö-
nige und dem Hauſe Hohenzollern aufrichtig ergeben ſind
Alle, welche die Ueberzeugung haben daß König Friedrich
Wilhelm IV. fein Wort noch nie gebrochen und es auch
künftig halten werde; Alle, welche, ſelbſt wenn ſie die
Wahl der das jetzige Staatsminiſterium bildenden Perſonen
in mancher Hinſicht nicht gut heißen ſollten, doch die Perſonen
von der Sache zu unterſcheiden wiſſen Alle, welche in
ihrer Unzufriedenheit mit einzelnen Maaßregeln der Staats-
regierung noch keinen Grund finden, ſich gegen ſolche Maaß-
regeln oder deren Urheber aufzulehnen Alle, welche Sinn
und Liebe haben für Geſetzlichkeit und bürgerliche Ordnung
und Unterordnung; Alle endlich, welche nur unter dieſen
Bedingungen wahre Freiheit und vollſtändige Wahrung der
ſtaatsbürgerlichen Rechte für möglich halten

dieſe Alle, welchen Standes ſie auch ſeyn mögen, wer-
den hierdurch aufgefordert, ſich zu vereinigen und feſtzuſtehen
für Recht und Ordnung, für Freiheit und Frieden. Zu dem
Ende wolle ein Jeder ſeinen Namen und Stand bei einem
der hier unten Genannten auf einem gleichlautenden Exem-
plare gegenwärtigen Aufrufs und der beigefügten Adreſſe
eigenhändig unterzeichnen. Beide ſollen dann an des Kö-
nigs Majeſtät unmittelbar befördert werden. Der König
muß erfahren, daß er noch auf Treue zu rechnen habe. Das
Vaterland iſt in Gefahr Gott lenke die Herzen!

Merſeburg, den 19. November 1848.
Brüggemann, Geh. Reg. Rath. Weiß, Hülfsprediger
am Dom. Seeſtern-Pauli, Reg. Rath. Kieſelbach
Lieut. a. D. Dr. Trinkler, Reg. und Schulrath. Kefer-
ſtein, Kaufmann. Piper, Reg. Aſſeſſ. Schwarz, Reg.
Arzt. Klingebeil, Kaufmann. v. Hal'atz, Pr. Lieut.
a. D. Steubecke, Schloßgärtner. v. Kamptz, Reg.
Rath. Danneil, Amtmann. Scheibe, Seeret. Volk-
mann jun., Buchbinder. Buchwald, Poſtdir. Krieg-
ner, Kaufmann. Simon, Domdiaconus. v. Rode,
Reg. Rath. Volkmann sen., Buchbindermſtr. Barth,
Reg. Supern. v. Wedell, Reg. Rath. Schreiber,
Fabrikbeſitzer. Wuttge, Reg, Secretair. Sommer,
Berggeſchworner. Heiſe, Reg. Secretair. Karp, Reg.
Rath. Fleiſchauer, Reg. Supern. Frobenius, Conſ.
Räth. Liſſon II, Schneidermſtr. Heinemann, Lehrer.
Jorke, Tiſchlermſtr. Hoffmann, Reg. Supern. Keßler,
Buchbindermſtr. Stein, Reg. Journ. Drovs, Reg. Sup.
Schubach, Handſchuhmacher. Döring, Reg. Canzeliſt.
v. Tiedemann, Regier. Rath. Hagen, Reg. Aſſeſſor.
Scheffer, Reg. Supern. Heberer, Mühlenbeſitzer. Heſſe,
Küſter. Hanewald, Geh. Reg. Rath. Mansfeld, Leh-
rer. Hr. Krieg, Arzt. Findeis, Oeconom. Gaſch,
Hofrath. Danneil, Reg. Rath. Elbe, Schmiedemſtr.
Schinke, Bäckermſtr. Liſſon I., Schneidermſtr. Mielitz,
Lehrer. Klemp, Schloſſermeiſter. Heer, Reg. Canzliſt.
Ruſt, Reg. Supern. Friedel, Calculator. Gerhardt,
Reg. Rath. Hüguenel, Bauinſpector. Palmiéè, Poſt
halter. Horſch, Oecon. Häckel, O. Reg. Rath. Engel-
mann, Reg. Feldmeſſer. Schwaniz, Auscult. Harz-
mann, Poſtſecretair. Triebel, Reg. Secretair. Weiß,
Geh. Reg. Rath. a. D. Mohr, Gaſtwirth.

An des Königs Majeſtät
Ew. Königl. Majeſtät haben ſowohl im ganzen Lande,

als auch in der Stadt Merſeburg der getreuen Unterthanen
weit mehr, als mancher gemeint. hat, welcher nur auf die



ion)
deut
Kö
rich
auch

die

nen
onen
e in
ats
aaß
inn
ung
eſen
der

wer
ehen
dem

nem
em
reſſe
Kö-
znig
Das

iger
ich
er
teg.
eut.
teg.
l k

411

Worte derer hörte, welche am lauteſten ſprachen. Aber ſelbſt
die Beſten im Volke haben eine Schuld auf ſich geladen,
welche ſie nicht von ſich abwälzen können, die Schuld, nicht
offen und entſchieden genng hervorgetreten zu ſeyn mit ih-
rer Geſinnung, ſich nicht früher vereinigt zu haben für Ge-
ſetz; und Ordnung in Pflicht und Liebe. Wäre dies ge-
ſchehen, ſo würde nicht haben erfolgen können, was jetzt von
jedem Freunde des Vaterlandes nur beklagt werden kann.
Doch der Wendepunkt des verhängnißvollſten Jahres ſcheint
herbeigekommen zu ſeyn. Schon laſſen ſich die Stimmen
der Pflicht und der Liebe, der Anhänglichkeit an Thron und
Vaterland häufiger und deutlicher vernehmen der alte Muth
erwacht wieder, und das Wort „mit Gott für König und Va-
terland“ wird von neuem zur Wahrheit.

Dies vor Ew. Königl. Majeſtät auszuſprechen iſt un
ſern Herzen Bedürfniß, und wir ſind gewiß, daß Ew. Ma-
jeſtät dieſen Ausdruck unſerer Geſinnung gern vernehmen
werden. Jndem wir hier noch einen von den Unterzeichnern
dieſer Adreſſe eigenhändig vollzogenen Aufruf beifügen und
uns ehrerbietigſt die Erlaubniß erbitten, weitere Unterſchriften
nachzuſenden, haben wir keinen andern Zweck als den, daß
Ew. Majeſtät einige Namen derer erblicken mögen, welche
entſchloſſen ſind, mit Ew. Majeſtät zu ſtehen bis zum Tode.
Gott ſegne Sie und Jhr Haus! Gott ſegne durch Sie Jhr
Volk und deſſen Zukunft!

Wer nicht blos dieſe Adreſſe unterſchreiben, ſondern der
Vereinigung der vorgenannten Perſonen ſelber beitreten will,
wolle ſich an einen der Unterzeichneten wenden, um durch
denſelben eingeführt zu werden.

Karlsruhe, 15. November. Nachdem unſere honet-
ten Republikaner durch Struves Raubzug ſich ſchon vor
geraumer Zeit von der Sache der Anarchiſten getrennt hat-
ten, iſt das Häuflein der Unzufriedenen in Ba-
den außerordentlich geſchmolzen. Was den politi-
ſchen Geiſt in unſerem Großherzogthume betrifft, ſo findet
man uur noch an wenigen Orten eine wirkliche Aufregung,
und dies nur in ſolchen wo entweder eine feſt gegliſe-
derte Partei von Wühlern ihren Sitz aufgeſchla-
gen hat,“) wie in Blumenfeld, Engen, Ettenheim oder wo
das Mißverhältniß im Beſitze allzugrell hervortritt. Jn den
bedentenderen Städten des Landes hat faſt durchgängig der
geſunde Sinn den Sieg davon getragen und man hat
dort insbeſondere einſehen gelernt, daß der Gewerbeſtand
es iſt, welcher durch die Unſicherheit der politiſchen Zuſtände
am Meiſten gelitten hat, alſo am Erſten darauf bedacht ſeyn
muß, eine geſetzliche Ordnung wieder herzuſtellen.

(Berl. Nachr. Nr. 271.)

Ciest partout comme chez nous, ſage deutſch: es geht anderswo
grade ſo zu wie bei uns. Albrecht Achilles, einer der ausgezeichnetſten
unter den Kurfürſten Brandenburgs, deſſen Hohenzollern'ſches Herz be
kanntlich auch für Deutſchland ſchlug, führte den Wahlſpruch:
„„Gott lehre uns das Beſte!“ Machen wir ihn zu dem unſ

rigen! Anmerk. des Setzers.
Eine kleine Geſchichte.

Der berühmte engliſche Geſchichtſchreiber Gibbon erzählt
von einem der Söhne Ali's folgende erbauliche Geſchichte
Beim Aufwarten an der Tafel hatte ein Selave unvorſichtig
eine Schüſſel heißer Suppe über ſeinen Herrn ausgegoſſen.
Der nachläſſige Unglückliche fiel ihm zu Füßen die Strafe
abzubitten und wiederholte einen Vers aus dem Koran:

„Selig iſt, der ſeinen Zorn beherrſcht!“
Jch zürne nicht, erwiederte der Verbrühete.

„Und der Beleidigungen vergiebt!“
Jch vergebe ſie Dir.
„Und der Böſes mit Guten vergilt!“

ſtück ſchenke Dir die Freiheit und vierhundert Silber-
ücke.

Wenn unſere Nationalverſammlung in Berlin, die ſchon
oft verſucht hat, die Rolle des Herrn zu übernehmen und
das Miniſterium zu ſeinem Sclaven zu machen in dem
Augenblicke, in welchem ſie ſich durch die Beſchlüſſe des
Miniſterium's Brandenburg in ihren Rechten ſo ſchwer ver-
letzt wähnte, auch nur einen Funken von jenem Geiſte
mohamedaniſcher Selbſtüberwindung und Selbſtverläugnung
beſeſſen und in ihrer Handlungsweiſe offenbart hätte, wie
edel und groß würde ſie uns erſchienen und wie gerecht die
Bewunderung geweſen ſeyn welche die Beſſeren im Volke
ihr gezollt haben würden. Aber große Gedanken hat ein-
mal ein tiefer Denker geſagt, kommen nur aus dem Her-
zen. Und wie wenig dieſer Artikel jetzt gilt, wie insbeſon
dere ein Herz, das in gleicher Treue für den König, wie
für das Volk ſchlägt, zu den verachteten Waaren des toben-
den Marktes gehört, das wiſſen Alle, die es wiſſen wollen!

Herz, werde wieder warm
Für gutes Recht und Treue,
Sonſt ſchlägt die Selbſtſucht bald
Jn Feſſeln Dich auf's neue!

Charade.Mein Erſt es iſt gar faul und träge;
Mein Zweites iſt gar flink und rege
Mein Erſtes ſchläft faſt Tag und Nacht;
Mein Zweites Hab' und Gut bewacht;
Mein Erſtes wird verfolgt, erlegt
Mein Zweiteées wird geliebt, gepflegt
Mein Ganzes iſt des Erſten Feind
Mein Zweit' iſt's, was mein Räthſel meint.

Wochenmarkt- Anzeige.

Zufolge eingeholter Genehmigung Königl. Hochlöbl.
Regierung zu Merſeburg ſollen nunmehro in unſerer Stadt
wöchentlich zwei Wochenmärkte, nämlich Dienstag s und
Freitags und zwar in den Sommermonaten von früh 6
Uhr bis Mittags 11. Uhr, in den Wintermonaten von früh
7 Uhr bis Mittags 12 Uhr ſtattfinden. Sollte einer dieſer
Tage aber auf ein Feſt fallen ſo wird der Markttag Tags
zuvor gehalten.

Der Anfang des erſten Wochenmarktes ſoll den 28. No
vember d. J. (ein Dienstag) gehalten werden. Die Wochen-
markt- Ordnung iſt in den Gaſthöfen ausgehängt und auch
bei dem Marktmeiſter zu Jedermanns Kenntniß einzuſehen

Wir machen dieſes dem betreffenden Publikum zur Nach-
achtung und mit dem Bemerken bekannt: daß der Zolltarif
für die Verkaufsſtände äußerſt gering und in der Marktord-
nung ſowie durch Anſchlag au dem Rathhauſe einzuſehen iſt.

Lauchſtädt, den 10. November 1848.
Der Magiſtrat.
Haus- Verkauf.

Jn Porbitz bei Dürrenberg ſteht das Wohnhaus des
verſtorbenen Herrn Fr. Bornſchein aus freier Hand zum
Verkauf. Das Nähere ertheilt der Oeconom Herr Fr.
Kirchhof in Porbitz, auch der Kunſtgärtner Herr Fr.

Eichler in Linden aus bei Leipzig mit.
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Verkauf. Eine Drehrolle mit eiſernen Ketten ſteht

ſofort im beſten Zuſtande zu verkaufen wo? ſagt die Expe-
dition des Kreisblattes.

Merſeburg, den 19. November 1848.

Holz-Auetion.
Montag als den 27. November früh 9 Uhr, ſoll eine

Partie Afterſchlag und Weidenſtangen in Schocken meiſt-
bietend verkauft werden in Tragarth bei Frau Majorin
von Hund.

Wittig, Holzaufſeher.
Handlungsanzeige. Beſte neue Malaga-Citronen

empfehle ich im Ganzen und einzeln zu den billigſten Preiſen.
Merſeburg, den 20. November 1848.

E. W. Klingebeil.
Handlungs- Anzeige.

Varinas-Canaſter in alter abgelagerter Wagre, ſo wie
Protorico empfehlen zu billigen Preiſen

J. G. Bader S Sohn.
Kurheſſiſches Staats-Anlehen

von Thlr. 6,725,000.
Siebente Haupt-Prämien-Verlooſung.
Ziehung am I. December in Kaſſel. Hauptprämien:

fl. 63,000, fl. 14,000, fl. 7000, fl. 3500, 2 à fl. 1750
2e. 2c. Geringſte Prämie fl. 96. Ganze Aktien für dieſe
Verlooſung à 2 Preuß. Thlr., halbe à 1 Thlr. ſind bei dem
unterzeichneten Handlungshauſe zu beziehen. Pünktliche Ein
ſendung der amtlichen Ziehungsliſte wird zugeſichert. Auch
habe ich noch eine Anzahl Badiſcher Actien für
die am 30. November ſtattfindende Ziehung zu
den bekannten Preiſen abzugeben.

Moriz J. Stiebel, Banquier in Frankfurt am Main.
N. S. Der Verlooſungsplan liegt auf dem Comptoir

dieſer Blätter zur Einſicht auf.

Anzeige. 150 Stück gute Lanzen, à Stück 121Sgr.,

ſind zu haben bei a S tJ. G. Schumacher in Schafſtädt.
I. Abonnement- Concert.

Donnerstag den-25. November im Schlossgarten-Sa-
lon. I. Theil. 4) Sinfonie von Mozart. 2) Cavatine
aus der Nachtwandlerin für Bariton, gesungen von Lerrn
Schvegerle, Opernsänger von Wien. 5) Adagio und
Roudo für die Violine von Spobr, Vorgetr. von EUerrn
Zahn aus Leipzig. 4) Die Fahnenwacht von Lindpaint-
ner, gesungen von Herrn Schwegerle. II. Theil. 5) Pi-
rat- Fantasie für die Violine von Ernst, vorgetr. von
Herru Zahn. 6) Arie aus der Zigeunerin von Balfe, ge-
sungen von Herrn Schwegerle. Concert-Ouverture von
Reissiger.

Billete 4 Dutzend 41 Thlr. 5 Stück 183 Sgr. sind
in meiner Wohnung zuhaben, an der Kasse kostet das
Stück 8 Sgr. Anfang 7 Uhr Abends.

Braun, Stadtmusikus,
Anzeige. Um vielfachen Anfragen auf einmal zu be-

gegnen zeigen wir hierdurch den Herren Brauberechtigten
ergebenſt an, daß der Brauereipächter Herr Rendant Elauß
die rückſtändigen Pachtgelder bis zum I. April 1849 bereits
am 14. dieſes Monats eingezahlt hat daß jedoch die Ver
theilung des Geldes nicht eher ſtattfinden kann, bis von

Seiten des Königl. Land und Stadtgerichts die dort depo
nirten 965 Thlr. zur Dispoſition der Braudeputation ge
ſtellt werden welches ſchon beantragt werden iſt. Sobald
die letztere Summe freigegeben worden worüber, allerdings
wohl noch einige Tage vergehen können, ſoll ſogleich zur
Vertheilung geſchritten werden.

Merſeburg, den 20. November 1848.
Die Brau-Deputation.

Adolph Enlau.
Linna Eulau geb. Weber.

Bahnhof Pirna, den 13. November 1848.

Als erwählter Stellvertreter des Abgeordneten des Krei-
ſes Merſeburg von dem Präſidium der National-Verſamm-
lung in Berlin einberufen, habe ich es für meine Pflicht
erachtet, dahin heute abzureiſen.

Merſeburg, den 20. November 1848.
Der Bürgermeiſter Seffner.

Herr Ortsrichter Neubarth!
Wir hören daß Jhnen wegen Jhres Verhaltens bei

der Vertagung der Preußiſchen National-Verſammlung harte
Vorwürfe gemacht worden ſind.

Daß nöthigt uns, zu erklären
daß Sie recht ſchaffen gehandelt haben, als Sie dem
geſetzlichen Befehle unſeres Königs Folge leiſteten und
jene Verſammlung, in welcher jetzt Verrath, Bosheit, Ei-
telkeit und Feigheit herrſchen, verließen.

Jch fordere Alle, die mit obiger Zuſchrift übereinſtim-
men auf, ihren Beitritt zu derſelben Herrn Neubarth in
Wünſchendorf zu erkennen zu geben.

Altranſtädt. Glaſewald.
(Eingeſandt.)

Jn den gefahrvollen Stunden des vorigen Dienstags,
wo die geſetzmäßigen Behörden der Stadt den Kopf verloren
zu haben ſchienen traten mehrere angeſehene Männer be-
ſorgt um die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung,
in der Stadt zuſammen und drangen als Deputirte der
aufgeregten Bevölkerung bei den obern Behörden äuf das
Verbleiben der hieſigen Garniſon am Orte und auf Geſtat-
tung des Wachtdienſtes durch die Bürgerſchaft im hieſigen
Regierungsgebäude zum Schutze der Königl. Regierungs-
Haupt-Kaſſe. Werden dieſe verehrten Sicherheitscommiſſarien
nicht jetzt, wo ihren Wünſchen nicht nur genügt worden,
ſondern die Garniſon noch verſtärkt iſt, der Fürſorge der
Behörde ihren Dank abſtatten, und nachdem das Staats-
Eigenthum im Schloſſe außer der Haupt- Kaſſe durch Auf-
ſtellung mehrerer Geſchütze nebſt Munitions- und Fourage-
Wagen, auch einem Kaſten mit Mediein noch vermehrt wor-
den iſt, zur Sicherung dieſer Geſchütze von Neuem einen
Wachtdienſt im Schloſſe organiſiren? Es würde gewiß dauk-
barſt anerkannt werden wenn jene ehrenwerthen Männer
zunächſt die Wache ſelbſt übernehmen wollten

Marktpreiſe vom I8. November.thl.ſſg. ſpf.ſ ſthl. ſg.!vf. i ſthl.ſg.pf.
Gerſte 28 9 bis 1 262 6 bis 1 5 Hafer 17 6 bis 20

Bekanntmachungen für das nächſte Stück ſind bis
Donnerstag Abend gefälligſt einzuſenden.

Weizen 27 6 bis 2
Roggen 1

Druck und Verlag von Kobitzſchens Erben. Redigirt von Carl Jurk in Merfebura,

Hierzu zwei Beilagen.
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Die Steuer-Verweigerung.
Die im Widerſpruch gegen die Staatsregierung zuſam-

mengebliebenen Mitglieder der National Verſammlung ha-
ben am 15. d. M. angeblich mit 226 Stimmen die Steuer
verweigerung beſchloſſen ſomit die Grenze des ſogenannten
paſſiven Widerſtandes überſchritten und auf dem Boden der
Revolution ſich bewegend, die Staatsgewalt an ihrer ver-
wundbarſten Stelle anzugreifen verſucht. Bis zu dieſem
unglückſeeligen kühnen Griffe“ ſind ihnen die wärmſten
Sympathieen, namentlich aus der Bevölkerung der größern
Städte in den Provinzen gefolgt und ihre beſonnene Hal-
tung wie ihre energiſche Einmüthigkeit in dem Widerſtande
gegen die Krone iſt von vielen Seiten her mit Bewunde-
rung anerkannt worden. Mit dieſem unheilvollen Beſchluſſe
haben ſie aber die moraliſche Kraft ihres Widerſtandes ſelbſt
gebrochen ſich um jene Sympathieen gebracht, ihre eigene
Vernichtung unterzeichnet und dem ohnehin ſchon angereg-
ten Verdachte, daß ſie, in ihrer Mehrzahl unſelbſtſtändig,
von den fanatiſchen Demokraten, welche nach der Conſtitui-
rung eines Convents und nach der Republik gelüſtet, zu
Unbeſonnenheiten ſich fortreißen laſſen eine neue Beſtäti-
gung gegeben. Welches auch der Erfolg jenes Beſchluſſes
im Lande ſeyn möge, der Todesſtoß, welchen die Verſamm-
lung gegen das ihr verhaßte Miniſterium gerichtet hat,
prallt von der bewaffneten Bruſtwehr der Staatsregierung
ab und wendet ſich vernichtend auf die Urheber jenes Be-
ſchluſſes ſelbſt, und was dieſe wohl hätten erwägen ſollen,
leider zugleich auch auf das Herz des Volkes zurück.

Die Wirkung jenes Beſchluſſes führt aber, von beiden
möglichen Seiten betrachtet, für die National-Verſamm-
lung zu demſelben Reſultate; mag der Aufruf zur Steuer-
verweigerung den kaum zu bezweifelnden Beifall in einem
großen Theile des Landes erhalten, oder mag das Volk be-
ſonnener ſeyn, als ſeine Vertreter und jenem Rufe nicht
Folge leiſten, immerhin wird durch denſelben die Verſamm-
lung ſelbſt vernichtet.

Es fragt ſich zunächſt, ob in dem Falle, daß das Land
und ſeine aufgeregte Hauptſtadt oder ſelbſt auch nur der
große Theil der Provinzialſtädte, welche bisher zu dem Ver-
fahren der Verſammlung ihre Zuſtimmung ausgeſprochen
haben, der Aufforderung Folge leiſtet, die Abſicht der Na
tional Verſammlung daß dadurch die Armee entwaffnet,
die Verwaltung und Rechtspſtege gehemmt, die Regierung
vernichtet, der Staatskredit untergraben und ſo die Regie
rung zum Nachgeben gegen die Kammer gezwungen werde,
auch nur wahrſcheinlicherweiſe erreicht werde? Wer ſich nicht
ſelbſt täuſchen will, wird nein ſagen. Jn unſerm geord-
neten Staatshaushalte iſt für den Eintritt derartiger Un
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glücksfälle ein Nothpfennig baar vorhanden, der zur Deckung
der laufenden Bedürfniſſe ſchon eine Zeit lang ausreicht,
ſelbſt wenn man die bedeutenden Geldmittel, welche der Re
gierung in ihren großen Geldinſtituten der Seehandlung
und der Bank, ſowohl baar, als durch ihren weitreichenden
Kredit zu Gebote ſtehen, gar nicht berückſichtigen und die
Opfer, welche von einer großen Anzahl vermögender Staats
bürger bereitwilligſt für die Regierung gebracht werden wür
den und in der That ſchon angeboten ſind, gar nicht in
Anſchlag bringen will.

Alſo die Staatsregierung wird ſich zu helfen und der
Verlegenheit, welche man ihr hat bereiten wollen, zu ent
gehen wiſſen. Weit empfindlicher muß aber der erſchütternde
Schlag, mit welchem man das Haupt des Staatsorganis
mus, die Regierung hat vernichten wollen, in dem ange
nommenen Falle die Glieder deſſelben, das Volk ſelbſt,
treffen; denn mit der Erſchütterung des Staatskredits wird
der der Privaten zugleich untergraben, mit der Auflöſung
des geordneten Rechtszuſtandes und der Sicherheit des öf
fentlichen Verkehrs wird zugleich der Handel und das Ge-
werbe vernichtet und ſomit der ganze Staatskörper in ſei-
nen Grundfeſten erſchüttert. Am aller empfindlichſten werden
aber zunächſt die ſtädtiſchen Communen von den Folgen der
Steuerverweigerung getroffen. Die Verſammlung hat die
Geldquellen verſtopfen wollen, welche der Regierung zu
fließen müſſen, um ihre Bedürfniſſe in allen Zweigen des
Staatsdienſtes zu befriedigen und ihre Verpflichtungen zu
erfüllen aber ſie hat außer Acht gelaſſen, daß mit der Ver
ſiegung jener Quellen faſt allen großen ſtädtiſchen Com-
munen zugleich die Zuſchüſſe verloren gehen, welche mit
den Staatsſteuern zuſammen erhoben werden und alſo ih-
nen die Mittel entzogen werden, ihre Beamten zu ſalariren,
ihre Communalbedürfuiſſe zu beſtreiten und das zahlreiche
Proletariat, zumal in der nahrungsloſen Zeit des herannag-
henden Winters, zu beſchäftigen und zu ernähren. Letzteres
macht aber bekanntlich, wenn auch durchſchnittlich den de
mokratiſchen Beſtrebungen zugethan, die Befriedigung ſeiner
practiſchen Bedürfniſſe und das Verlangen nach dem tägli
chen Brod, ſelbſt nicht auf kurze Zeit, von der Entſcheidung
einer politiſch- theoretiſchen Frage abhängig, ſondern tritt,
wenn es von der Noth gedrängt wird, unbekümmert um
politiſche Conſequenzen, auf den Rechtsſtandpunkt des rohen
Naturzuſtandes, d. h. es nimmt, wo es etwas bekommen
kann. Demnach iſt zugleich die Ruhe und Ordnung der
größern Provinzialſtädte durch jenen verhängnißvollen Be
ſchluß der National- Verſammlung im höchſten Grade ge-
fährdet und den Communalbehörden, welche ſie ſchützen und
ſicher ſtellen ſollen ein ſchlechter Gegendienſt geleiſtet für
den der Verſammlung ſo reichlich geſpendeten Beifall.

Kaum darf man aber annehmen, daß den Vertretern
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des Volks und insbeſondere denen der größeren Städte,
welche meiſt in der forttagenden Verſammlung geblieben ſind,
der beſonnene Blick auf die wichtigen Jntereſſen ihrer Com-
munen unter der wohlbegreiflichen Aufregung der entſchei
dungsſchweren Zeitereigniſſe- ſo ſehr getrübt worden ſey, daß
ihnen ſolche Folgen des unglücklichen Beſchluſſes nicht ſoll-
ten zum Bewußtſeyn gekommen ſeyn. Leider bleibt dann
aber nur die Annahme übrig, daß die Verſammlung aus
unlautern und jedenfalls nicht gerechtfertigten Gründen,
worüber ſie den Städten Rechenſchaft ſchuldig bleiben wird,
die vielen warnenden Stimmen ſtädtiſcher Behörden und
Corporationen wie Einzelner, gegen dieſen ungeſetzlichen und
ihr eigenes Verderben herbeiführenden Schritt, abſichtlich
nicht hat hören wollen, daß ſie, wiederum von den republi-
kaniſchen Stimmführern der äußerſten Linken fortgeriſſen,
ähnlich, wie ein zum Verzweiflungskampfe gedrängtes Heer
die ſeinen Rückzug ſichernde Brücke über einen zu paſſiren-
den Strom hinter ſich abbricht, ſo mit dieſem Schritte jeden
Vermittelungsverſuch in dem begonnenen Kampfe mit der
Krone hat abweiſen den Bruch hat unheilbar machen wollen,
und entweder zu ſiegen oder ſich ſelbſt, aber leider zugleich
das Volk mit zu verderben entſchloſſen geweſen iſt.

Aber wie verkehrt iſt dieſer Heroismus der Verſamm-
lung, der ganz und gar des ſittlichen Hintergrundes entbehrt,
wodurch irgend eine heroiſche That die Theilnahme und
Bewunderung der Menſchen gewinnt und indem ſie das
Gemüth ergreift, zur Nacheiferung begeiſtert. Der Herois-
mus der den Beifall des Volkes gewinnen ſoll, muß auch
der geringſten Beimiſchung von Egoismus entbehren und
eine Aufopferung, welche den Auſpruch macht, im Dienſte
und zum Heile des Vaterlandes geübt zu ſeyn, muß minde-
ſtens den Vorwurf nicht verdienen, daß die frei gewollte
Selbſtvernichtung auch Andere mit ins Verderben gebracht
und mit dem Feinde zugleich die Freunde des Vaterlandes
in den jähen Abgrund mit hinabgeriſſen hat. Das iſt aber

grade der Frevel, welchen die National- Verſammlung mit dem
Beſchluſſe der Steuerverweigerung begangen. Hatſie, wie oben
nachgewieſen iſt, ſich verrechnet in Betreff der äußern ma-
teriellen Nachtheile, welche ſie der Regierung hat zufügen
wollen, ſo hat ſie zugleich, indem ſie die moraliſchen Fol-
gen jener Maaßregel unbeachtet gelaſſen, ja man muß ſa-
gen, ſich leichtſinnig darüber hinweggeſetzt hat, ein größeres
Unglück über das Land gebracht, als ſelbſt eine Regierung
durch den ſchlimmſten, die Freiheiten des Volks gefährdenden,
Gewaltſtreich auszuüben vermag. Sie hat dem Staatskör-
per, den ſie pflegen und ſchützen ſoll, die Pulsadern durch
ſchnitten, ohne des Augenblicks ſicher zu ſeyn, wo der glim
mende Funke des entweichenden Lebens noch feſtgehalten und
wieder angefacht werden kann ſie hat, um ſich vor der Ver
folgung zu retten, das eigene Haus angezündet und Vieler
Leben darin gefährdet, ohne zu bedenken, ob dieſe ſich noch
daraus zu retten vermögen oder dem Flammentode anheim
fallen ſie, die den ſittlichen Boden des Rechts und der
Ordnung im Volke zu befruchten, dem Rechtsbewußtſeyn

deſſelben entſprechende Geſetze zu ſchaffen und die Staats
maſchine in der Gründung und Sicherung der öffentlichen
Ordnung nach allen Seiten zu beleben berufen iſt, hat den
Boden der Ungeſetzlichkeit betreten, das furchtbare Bei-
ſpiel eines unſittlichen Widerſtandes, eines Angriffs auf die
Regierungsgewalt gegeben und den Staatsorganismus zu
lähmen und zum Stillſtand zu bringen verſucht. Dazu hat
ſie ſich des gefährlichſten Mittels bedient, welches das Le
ben zwar erſtarren machen kann, aber zugleich den ganzen
Körper mit zerſtöreudem Gifte durchzieht. Wird ſie die ver-
blendete Menge, welche begierig nach dieſem Gifte greift,
ſpäter auch noch retten und die Gefahr des Verderbens wie-
der von ihm abwenden können?

Die Aufforderung zur Steuerverweigerung iſt leicht aus
geſprochen und noch leichter befolgt wie zu jeder Ungeſetz
lichkeit iſt dafür die Neigung in einem großen Theile des
Volkes ſtets vorhanden und letztere iſt um ſo größer, als
dem Theile deſſelben, welcher die zu zahlenden Steuern durch
den kümmerlichen Verdienſt mit der Hand erwerben ſie im

Schweiße der Arbeit gewinnen muß und, der Auffaſſung
des höhern ſittlichen Standpunktes unfähig, wonach ſie

als der Beitrag zur Erhaltung der Lebenskraft im Staate,
als eine Pflicht gegenüber der Betheiligung an den Rechten,
dem Schutze und Wohlthaten des Staats betrachtet werden
müſſen, ſie nur als eine drückende Laſt fühlt, nichts will
kommner ſeyn wird, als die Forderung, eine ſolche Laſt ab
zuwerfen.

Wird nun aber, wenn in dem begonnenen Kampfe die
National- Verſammlung, deren Beſchlüſſe von der Regierung
ſchon ohnehin für ungeſetzlich erklärt worden ſind, wie leicht
vorauszuſehen iſt, unterliegt, die Wiederaufnahme einer ab-
geworfenen Laſt von dem Volke nicht doppelt ſchwer em

pfunden werden Wird die Nachzahlung der widerrechtlich
verweigerten Steuer, welche ſchwerlich von den Steuerpflich-
tigen im ganzen Betrage zurückgelegt, ſondern längſt ander
weit verwendet ſeyn wird, nicht eine doppelt ſchwere und
drückende Laſt ſeyn? Und iſt das Volk nicht doppelt zu be
klagen daß es in der Beurtheilung ſeiner Pflichten gegen
den Staat von geſetzlichen Autoritäten unter dem Scheine
des Rechts irre geleitet worden und in ſeinen ſittlichen Be

griffen verwirrt worden iſt? Kann noch ein Zweifel darüber
obwalten, wer die unheilvollen Folgen des unbeſonnenen,

in einer tumultuariſchen Sitzung gefaßten Beſchluſſes der
Steuerverweigerung zu büßen haben wird? Niemand anders
wird ſie zu büßen haben als das Volk ſelbſt, welches ſich
durch jene Aufforderung in ſeinen Pflichten irre leiten läßt.

Betrachten wir aber noch die andere Seite der Gefahr
und nehmen wir im Gegenſatz zu der obigen Vorausſetzung
an, daß ein großer Theil im Volke ſich der traurigen Fol
gen des angerathenen Schrittes zur Bekämpfung der Regie
rungsgewalt bewußt ſei, und daß, während nur ein verhält-
nißmäßig ſehr geringer Theil deſſelben, welcher eben die Be
rechtigung der National Verſammlung nicht zu beurtheilen
und jene traurigen Folgen nicht zu würdigen verſteht, übel-
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berathen jener Aufforderung gehorcht und die Steuern ver
weigert, der größere beſonnene Theil des Volkes, wenn auch
die Gefahr nur dunkel ahnend, dem Rufe nicht Folge leiſte
und ſeine Steuern nach wie vor pünktlich bezahle, wie ſteht
es dann mit der National- Verſammlung? Dann iſt ſie durch
die Majorität der Staatsbürger, die durch das richtige ſitt
liche Bewußtſeyn über ihre Verpflichtungen gegen den Staat
geleitet, ſich ſicher durch dieſen Strudel zwiſchen der Scylla
und Charybdis, der Staatsgewalt und der National- Ver-
ſammlung, hindurchgeſchifft haben, durch das ſittliche Urtheil
der Nation als eine landesverrätheriſche Fraction der Nati-
onalvertretung gerichtet, und wie in ihrer rechtlichen ſo in
ihrer moraliſchen Bedeutung vollſtändig vernichtet.

Ein ſtrenges Urtheil wird das Volk nach dem unzwei-
felhaften Siege der Regierungsgewalt über ſeine Vertreter
ausſprechen, wenn die Gemüther ſich wieder beruhigt ha-
ben, und dann mit den laufenden, die rückſtändigen verwei-
gerten Steuern eingezogen werden. Es wird ſagen, dieſe
Volksvertreter haben Landesverrath geübt im ſtrengſten
Sinne des Worts, einen ungeſetzlichen Angriff gewagt auf
die Wohlfahrt, Ruhe und ſittliche Ordnung im Staate.
„Der Begriff des paſſiven Widerſtandes“ ſagt die Parlaments-
Correſpondenz vom 16. Nr. 6. ganz richtig, kann bei Demje-
nigen gedacht werden, welcher die Zahlung der Steuern ver
weigert, nicht aber bei dem, der dazu auffordert, am wenig-
ſten wenn er in angemaßter Rechtsbefugniß als Volks-
vertreter handelt. Der Begriff des parlamentariſchen Rech-
tes, eine Regierung durch Steuerverweigerung zu zwingen,
mag paſſen, wo es ſich um Bewilligung neuer Steuern,
oder um Bewilligung des Budgets handelt, nicht aber da,
wo es den nach den beſtehenden Geſetzen bereits feſtſtehenden
und fälligen Steuern gilt.

Wird es der National- Verſammlung beſſer ergehen,
als der proviſoriſchen Regierung in Frankreich, welche eben-
falls im Schwindel ihrer noch jungen kaum. blutig errunge-
nen politiſch-ſocialen Freiheit zu der Maaßregel des ſtaats-
wirthſchaftlichen Selbſtmordes ſich hinreißen ließ, auf die
Millionen welche die Octroi von Paris einbrachte, zu ver
zichten und dann nach kurzer Zeit ſie mit großen Schwierig-
keiten unter Anwendung der Waffengewalt wieder einführen,
zugleich aber die Barrieren und koſtbaren Gebänude, die man
im Wahn, ſie entbehren zu können und aus Haß gegen die
Steuer niedergeriſſen hatte, wieder aufbauen mußte Wird
die National Verſammlung nicht eben ſo wieder decretiren
müſſen, was ſie aufgehoben hat, und ſich dabei in das Licht
einer, zu unreifen und unbeſonnenen Handlungen geneigten
Volksvertretung ſtellen? Gewiß wird ſie das müſſen aber
wird dann wohl einer jener 226 Männer, welche ſo leicht-
fertig, ja ſo verrätheriſch gegen das Land gehandelt haben,
auch nur einem der vielen Bethörten, welche auf ihren
Zuruf die Steuern verweigert und ſich Schulden gegen den
Staat aufgebürdet haben, nur das Geringſte darbieten, um
dieſe Schulden wieder zu tilgen Schwerlich verzichtet auch
nur ein Einziger täglich auf einen Silbergroſchen von ſeinen

Tagegeldern zu Gunſten jener Verführten. Das iſt ja die
gewöhnliche Erfahrung, daß die Verführer ſich ihre eigene
Haut ſichern, wenn dieſe denen, die ſie verführt haben, über
die Ohren gezogen wird.

Endlich kann aber auch nicht unerwähnt bleiben, daß
dem von der tagenden National- Verſammlung gefaßten Be
ſchluſſe der Steuerverweigerung die weſentlichſten formellen
Mängel anhaften und derſelbe, während er nach feinen
durchgreifenden Folgen unzweifelhaft der inhaltsſchwerſte iſt,
welchen ſie ſeit ihrem Zuſammentritte gefaßt hat, in der
leichtfertigſten Weiſe und mit Beiſeiteſetzung aller Bürgſchaft
für ein ſicheres Reſultat der Abſtimmung zu Stande ge-
bracht iſt.

Denn erſtens ſind unter den 226 Deputirten eine nicht
unbedeutende Anzahl Stellvertreter, welche ſich in den Schoß
der Verſammlung begeben und dort mit getagt haben, ohne
daß die eigentlichen Deputirten nach der angeordneten Verta-
gung der Kammer ihr Mandat niedergelegt haben. Es war
ſchon ein ungeſetzlicher Schritt der Verſammlung, dieſe Stell
vertreter zur Sicherung ihrer Beſchlußfähigkeit einzuberufen
aber man konnte dazu ſchweigen, ſo lange ſie nur paſſiven
Widerſtand leiſten wollte. Mit dem Schritte aber, den ſie
über dieſe Grenze hinausgethan, muß auf das Ernrnſtlichſte
gegen ſo verhängnißvolle, das Wohl des Landes gefährdende
Beſchlüſſe, wie ſie mit Hülfe dieſer ungeſetzlich einberufenen
Stellvertreter zu Stande zu bringen fucht, proteſtirt werden.
Ferner iſt dieſer wichtige Beſchluß unter dem fürchterlichſten
und unwürdigſten Tumulte und unter der leidenſchaftlichſten
Aufregung in dem verhängnißvollen Momente gefaßt wor-
den, wo die Verſammlung ihre gewaltſame Aufhebung durch
das Militair erwartete, und als rechtmäßig gefaßt erklärt,
ohne vorangegangenen Namensaufruf, ohne namentliche Ab
ſtimmung, auf welche gerade ſonſt bei den unwichtigſten
Gegenſtänden gedrungen worden, und womit ſo viel
Zeit nutzlos verdorben iſt, ohne Rückſichtnahme auf die vie-
len Proteſte, welche Seitens der Mitglieder des linken CEen
trums gegen denſelben ausgeſprochen, oder beſſer ausge
ſchrieen und im Lärm doch überſchrieen worden ſind. Er iſt
gefaßt, durch das täuſchende tumultnariſche Abſtimmungs-
verfahren des Aufſtehens und Sitzenbleibens der Verſammel-
ten. Wie iſt unter ſolchen Umſtänden, ganz abgeſehen von
der angemaßten Rechtsbefugniß der Verſammlung ſelbſt, die
Rechtmäßigkeit des Beſchluſſes conſtatirt. Wie kann darge-
than werden, daß die Volksvertreter beſchlußfähig verſam-
melt geweſen und 201 berechtigte Stimmen für die Steuer-
verweigerung wirklich abgegeben worden ſind

Leider muß man ſagen, ſo leichtfertig, ſo gewiſſenlos
iſt die Verſammlung noch nie zu Werke gegangen, wie in
dieſer Angelegenheit, welche zu den folgenreichſten, worüber
ſie bis jetzt berathen, gezählt werden, und welche im ganzen
Lande die entſetzlichſte Verwirrung anrichten muß.

Die vielen Beſchlüſſe, welche ſie bis dahin unter Miß-
billigung des großen politiſch gebildeten und über ſeine öf-
fentlichen Angelegenheiten urtheilsfähigen Theiles des Volkes
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gefaßt hat, die Eingriffe in das Privateigenthum, die Ver
letzung wohlbegründeter, oft theuer erworbener Rechte, der
aus lächerlicher Nachahmungsſucht hervorgegangene weder
principiell bedeutungsvolle noch materiell wichtige und doch
ſo verletzende Angriff auf die Rechte der Krone, ihren Ur-
ſprung „von Gottes Gnade“ herzuleiten, die unter gänzlicher
Verkennung der ſocialen Verhältniſſe des Volks beſchloſſene
Abſchaffung des Adels, der Titel und Orden, dies Alles
hat zwar hinlängliches Zeugniß gegeben, daß die Kammer
in ihrer Majorität eine unfähige ſei und der politiſchen Ca
pacitäten und der großen ſittlichen Charactere entbehren, von
denen ihr, indem ſie ſich auf dem ſchlüpfrigen Boden der
Revolution hin und her ſchwankend bewegt, ein feſter Halt
gegeben und ſie vor Thorheiten geſchützt werden könnte; die
Alles hat bewieſen, daß, obgleich viele ſonſt tüchtige und
gute Leute in ihrem Schooße, vortreffliche Juriſten, gewandte
Kaufleute, gelehrte Profeſſoren und geiſtreiche Schriftſteller

ſeyn mögen, an Staatsmännern darin ein entſchiedener Man
gel vorhanden iſt, und eben ſene guten, zu ihren Berufsge-
ſchäften brauchbaren Leute von einem Staatsmanne auch
nicht eine Faſer an ſich tragen. Aber dieſer Mangel an po-
litiſch gebildeten Volksvertretern, die etwas mehr als die
Zeitungen ſtudirt haben müſſen, iſt die natürliche Folge des
frühern Zuſtandes unſerer öffentlichen Verhältniſſe. Darum
hat das Land das ſeine Staatsmänner bilden muß und

nicht meint, ſie wie jener römiſche Feldherr ſeine Legionen,
mit gebieteriſchem Fußtritt auf die Erde gewinnen uud in
die Kammer zaubern zu können, zu jener unreifen und un-
beſonnenen Politik, welche ſeine Vertreter getrieben kopf-
ſchüttelnd geſchwiegen, aber mit dem Beſchluſſe der Steüer-
verweigerung hat die National- Verſammlung das ſittliche
Bewußtſein des Volkes verletzt, ſich ſelbſt den letzten Reſt
ſeines Vertrauens beraubt, und mit dem Volke nicht weniger,
wie mit der Krone gebrochen.
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Erklärung.
Nach g. 1. des Bürgerwehrgeſetzes hat die Bürgerwehr lediglich die Beſtimmung, die ver
faſſungsmäßige Freiheit und die Ordnung zu ſchützen und bei Vertheidigung des Vaterlan
des gegen äußere Feinde mitzuwirken. Nach den Beſtimmungen deſſelben Paragraphen
darf die Bürgerwehr ferner in ihren dienſtlichen Verſammlungen über öffentliche Angelegen-
heiten nicht berathen.

Wenngleich dieſes Bürgerwehrgeſetz zur Zeit noch nicht zur Ausführung gekommen iſt,
ſo haben wir doch deſſen Beſtimmungen als die Grundlage betrachtet, auf welcher wir uns
bis zur Ausführung deſſelben ausſchließlich zu bewegen haben.

Eingedenk dieſer uns hiernach obliegenden Pflichten hat ſich zur Erfüllung derſelben die
unterzeichneten Mitglieder der Altenburger Bürgerwehr- Abtheilung auf
den erſten Ruf der Trommel auf ihrem Sammelplatz heute Vormittags eingefunden und auf
das Kommando ihres Zugführers auf den hieſigen Marktplatz begeben. Wider unſer Erwarten
wurde uns hier als Zweck keineswegs die Aufrechterhaltung der Ordnung, welche auch bis dahin
in der That nirgends geſtört war, ſondern lediglich eine Berathung über öffentliche An-
gelegenheiten bezeichnet, der Gegenſtand der letzteren auch alsbald, nicht nur durch den ord-
nungsmäßigen Chef der Bürgerwehr, ſondern auch durch Andere, zu einer Anſprache an uns, wäh-
rend unſerer dienſtlichen bewaffneten Verſammlung, nicht berechtigte Perſonen zur Sprache
gebracht und in Frage geſtellt.

Wenngleich wir von der Ueberzeugung auf das Lebendigſte durchdrungen ſind, daß es
die heilige Pflicht eines jeden Bürgers iſt, dem das Wohl des Vaterlandes am Herzen
liegt, jetzt in der Stunde der Gefahr die Stimmen der Wahrheit dem Könige gegenüber
keinen Augenblick zu verläugnen, ſo halten wir doch dafür, daß der zu dieſem Zwecke heute
eingeſchlagene Weg der geeignete und geſetzlich begründete nicht war. Ebenſo müſſen wir
die auf dem hieſigen Bahnhofe im Laufe des heutigen Tages die perſönliche Freiheit und
das Eigenthum verletzenden verwerflichen Vorgänge auf das Tiefſte beklagen, und auf das
Schmerzlichſte bedauern, daß wir dieſen geſetzwidrigen Handlungen nicht haben entgegentreten
und ſomit zur Aufrechthaltung der geſetzlichen Ordnung nicht haben mitwirken
können.

Vorſtehende Erklärung hiermit offen und unumwunden abzugeben, haben wir zur Wah-
rung unſerer Bürgerwehr- Ehre in unſerem Gewiſſen uns gedrungen gefühlt.

Merſeburg den 14. November 1848.

Hoffmann. L. Heine. Kanzler. Kraft.Findeis. Reichenbach. Reinhardt. SchröterSchäfer. Gieſecke. Trillhaſe. SchallertSchnering. Daniel Kops. Nebe. Pfaff.Reinhorſt. Großmann. leiſchauer.Kloß. Mänecke. Pfündner. enſchel.Bahre. Rößler. Lißon. Spann.Ronneburg. Bethmann Jurk. uſch.Gielsdorf. Henckel. ocke. Scheffler.P. Schneider jun. Hohe. Alfred Piper. Heſſe.
W. Purſche. Mohr. Trinkler. auch.Lützkendorf. Sommer. v. Lattorff. JornBöhme. Werkmeiſter. Zieſeck. Frhr. v. Grüter.Schubach. Kahmann. Held. v. Münchhauſen.Schmidt. Weiße. G. Henckel. Beyer.Wille. Mehlhorn. Dietze. Clauf.Karo. Schäßffer. Spott. v. Wedell.Hofmann. Käſtner. Schmidt. Henkel I.Strahl. Kanzler. Karl Heine. Henkel II.Henkel III.

(Nachträgliche Unterſchriften gleichgeſinnter Wehrmänner werden in unſerm Sammel-
orte, Gaſthof zum Ritter St. Georg, entgegengenommen.
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Drei gewichtvolle Stimmen über den Confliet der National-
Verſammlung mit der Krone.

t

Mein Eintritt in das Miniſterium Graf
Brandenburg.

Durch ihre Adreſſe von 2. d. M. hat die National-
Verſammlung des Königs Majeſtät gebeten, ſo ehrfurchts-
voll als dringend, den Grafen Brandenburg von ſeiner Mif-
ſion, ein Kabinet zu bilden, zu entheben.
und ihrer Ueberbringung habe ich Theil genommen und
dennoch bin ich jetzt ein Mitglied eben dieſes Kabinets.
Wie reimt ſich das? Auf welcher Seite liegt hier die Jn
konſequenz die Abtrünnigkeit? Frei, offen, vor
dem ganzen Lade will ich mich hier darüber ausſprechen.

Die 250 Männer, welche ſeit dem 9. November noch
jetzt als die preußiſche National-Verſamm-
lung berathen und Beſchlüſſe faſſen, haben ſich außer-
halb des Geſetzes geſtellt durch offene Aufleh-
nung, nicht ſowohl gegen das Miniſterium Brandenburg,
als gegen das Geſetz ſelbſt, gegen die Regierungs-
Gewalt des Königs dieſe letztere durchaus und
entſchieden als conſtitutionell aufgefaßt.

Und daher bin ich in das Kabinet eingetreten. Am
11. wurde ich dazu aufgefordert. Jch war noch ſehr lei-
dend von einer Krankheit, die mich auch verhindert hatte,
in der Sitzung der National- Verſammlung vom 9. zu ſeyn.
Als ich die Nachricht erhielt von dem Beginnen der Ver
ſammlung nach Verkündigung der Verlegungsbotſchaft,
fühlte ich mit dem tiefſten Schmerze ſogleich,

daß es ſich fortan um etwas ganz Anderes
handle, als um die Wegſchaffung des Kabi-
nets Brandenburg daß es vielmehr der
Wegſchaffung der Krone, des Königthums ſel-
ber gelte, nicht zwar nach der Abſicht, wenigſtens
der großen Mehrheit der Deputirten, unter denen ich ſo
viele höchſt ehrenwerthe, theure Freunde habe, als durch
die von ihnen leider nicht erkannten Folgen ihres Ver-
fahrens.

Und dieſe Einſicht, im Bunde mit meinem, von Treue
und Liebe für mein Vaterland, für den König und unſer
Fürſtenhaus ewig ſchlagenden Herzen, brachte meine ſonſt
entſchiedene Abneigung zu einem Miniſterpoſten zum Schwei-
gen. Noch geſchwächt an Kräften, wie ich war, willigte ich
ein, an dem heißen Kampfe Theil zu nehmen, den die 250
durch ihren offen erklärten Bruch mit der Königs-
gewalt entzündet haben.

Jn dieſem Kampfe ſtehe ich entſchloſſen auf Seiten des
Königs der Regierung und ſtehe und kämpfe mit jedem
Miniſterium, welchen Namen es auch an ſeiner Spitze trage

nur darnach fragend und trachtend,
daß die von der Nation geforderten und ihr auch verbrief-
ten Grundfreiheiten gewahrt und ausgebildet werden

nachdem PrineipderfreienSelbſtbeſtimmung
der Perſon, der Familie, der Gemeinde,

d. h. die Freiheit der Jndividuen und Vereine ſoll in allen
Stücken durch politiſche, durch poſitive Geſetze nicht weiter
eingeſchränkt werden, als das Zuſammenleben der Men-
ſchen, das Gemeinwohl es unabweislich gebietet,

2) nach dem Princip der Mitbeſchließung der Nation
bei der Geſetzgebung jeder Art durch ihre Vertreter
gewählt von ihr ſelbſt, mit der Wahlberechtigung,
wie ſie der Verfaſſungs-Entwurf der Kommiſſion der Na
tional Verſammlung beſtimmt hat.

Jch habe mich überzeugt, daß auch das Kabinet
Brandenburg ganz etwas Anderes, als ſo thöricht iſt,
zu wähnen, es ſey etwas anderes Haltbare mög-

An dieſer Adreſſe

lich. Vor Allem aber bin ich auch von unſerem Könige ſo
gewiß, wie von mir ſelbſt, daß er heilig halten wird,
was er zugeſagt mit ehrlichem Sinn und unerſchütter-
lich und fürwahr, die Wahrhaftigkeit iſt mehr bei
ihm, als bei ſeinen Gegnern.
Das Miniſterium wird es bald durch Thaten zeigen,
daß es die volle Freiheit in dem vorhin bezeichneten Sinne
ehrlich und aufrichtig will, daß der Glaube an ſeine zurück-
ſchreitenden (reactionairen) Beſtrebungen ein Wahn iſt,
ein Urtheil, geſprochen von der jetzt ſo leicht von jedem
Winde bewegten Menge vor der Anhörung der Betheiligten

und darum bei Gott und redlichen, geiſt- und herz-
geſunden Menſchen verwerflich und verdammlich.

Die Rettung des theuren Vaterlandes iſt mein glühender
Wunſch. Jch fühle mich ſtark, durch die Kraft meiner
Ueberzengung, durch den unerſchüttlichen Glauben, daß der
Sieg der gerechten Sache zufallen muß. Und er wird es.

Berlin, den 15. November 1848. RNintelen.
Dieſer Erklärung laſſen wir in derſelben Angelegenheit

das rechtliche Gutächten eines hoch betagten, aber noch mit
ſeltner Geiſteskraft ausgerüſteten Greiſes folgen, deſſen längſt
bewährter, eben ſo freiſinniger als gediegener Character über
jeden Zweifel an der Wahrhaftigkeit und Unabhängigkeit
ſeiner Geſinnung erhaben iſt.

Jn einem Artikel der National- Zeitung Nr. 221.
„Berlin den 13. November“ wurde eine Parallele zwiſchen

einem Zuſammentreffen mit napoleoniſcher Despotie und
dem jetzigen Conflicte der Krone mit der preußiſchen Natio-
nal Verſammlung gezogen und von meinem Sohne, dem

Staats Anwalt erwartet, daß er bei dieſem Conflicte eben
ſo handeln werde, wie es damals von mir geſchehen.

Man hat aus dieſem Artikel die Deutung gezogen, als
wenn ich die Regierungs Verfügung in Beziehung auf die
National Verſammlung dem Gewaltſtreiche gleichſtellte,
welchen Napoleon im Jahre 1813 im Großherzogthum Berg
ausgeübt hat.

Von mehreren Seiten bin ich daher angegangen und
aufgefordert worden, mich öffentlich darüben zu erklären.
Dies geſchieht denn hiermit, ſo ſehr ich auch in meinem
zweinndachtzigſten Jahre damit verſchont zu werden gewünſcht
hätte.

Jene Deutüng iſt eine gänzlich unrichtige; ich erkenne
vielmehr die getroffenen Königlichen Verfügun-
gen als völlig geſetzmäßig und in der Königli-

Der Praſident Sethe hatte als General Procurator im Großherzog-
thum Berg bei einem nicht erheblichen Anufſtande daſelbſt im Jahre
1823, in Folge deſſen ein franzöſiſches Kriegsgericht niedergeſetzt
und immer der zehnte Mann erſchoſſen werden ſollte, unter andern
auch zwei Friedensrichter, als nicht vor jenes Gericht gehbörig, in
Anſpruch genommen und überhaupt jenes ganze Verfahren fur nicht
geſetzlich begruündet erklärt. Er wurde deshalb nach Paris zum
Miniſter des Kaiſer Napoleon berufen und ihm von demſelben er
oöffnet, daß man ihn wegen dieſer ſeiner Kuhnheit todt ſchießen laſ-
ſen konne. Der Praſident Sethe legte hierauf ſeine Hand auf den
anf dem Tiſche des Miniſters liegenden Code Napoleon und er-
wiederte ruhig: „erſt muß man das Gefetz tödten (anparavant il
faut fusiller la loi) ehe man mich erſchießen laſſen kann.“ Der
Miniſter, betroffen von dieſer unerwarteten feſten Antwort, entließ
den Furchtloſen, ihm ſeinen Beifall bezeugend uber eine ſolche uner-
ſchuütterliche Vertretung des Geſetzes.

Bekanntlich hat die gegen das Verbot des Königs in Berlin tagende
Fraktion der National Verſammlung die Anklage des Hochverraths
gegen das Miniſterium Brandenburg erhoben und ſolche dem Stagts-
Anwalt Sethe uberſandt, „auf daß er ſeine Pflicht thüe.“
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chen Macht gegründet an und halte die dagegen
von einer Fra,etion der National- Verſammlung
erhobene Oppoſition für widerrechtlich und in
keinem Geſetze gegründet. Denn was

erſtlich die Ernennung des Staats-Miniſte-
riums betrifft, wogegen ſich die National- Verſammlung

proteſtirend erhoben hat, ſo hat ſich der König hier
in ſeinem vollen Rechte befunden. Auch in conſti-
tutionellen Staaten hat der Regent die freie Wahl ſeiner
Miniſter und muß ſie haben, denn ſie ſind die Vertreter der
Krone er hat hier eben ſo die freie Wahl, wie dem Volke
die freie Wahl ſeiner Repräſentanten zuſteht.

So wenig man der Regierung einen Proteſt gegen die
Wahl eines ihr mißliebigen Abgeordneten zuſtehen würde,
eben ſo wenig dürfen ſich die Repräſentanten bes Volkes
dergleichen Proteſte gegen die vom Könige ernannten Mi-
niſter erlauben. Das iſt ein offenbarer Eingriff in die
Rechte der Krone und eine Beſchränkung der freien Wahl
des Königs.

Ein Mißtrauen der Volksvertreter gegen einen oder den
anderen Miniſter kann einen Proteſt nicht rechtfertigen denn
das Mißtrauen kann ungegründet ſeyn, und auf jeden Fall
iſt das Auftreten und Handeln der Miniſter abzuwarten, wo
es ſich zeigen muß, ob ſie ſich halten können.

Zweitens wird dem Könige eben ſo grundlos
von der hier zurück gebliebenen Fraction der National- Ver
ſammlung das Recht ſtreitig gemacht, dieſelbe von
hier nach Brandenburg zu verlegen. Er hat ſie
aus* eigener Machtvollkommenheit nach Berlin berufen er
kann ſie alſo auch aus gleicher Macht nach einem andern
Orte verlegen. Kein Geſetz iſt vorhanden, was feſtſetzt,
daß die gegenwärtige zur Vereinbarung der Verfaſſung be-
rufene National- Verſammlung in Berlin tagen müſſe. Und
an einer Verfaſſungsurkunde, welche hierüber etwas ordnen
müßte, fehlt es. Und hier zeigt es ſich ſchon gleich, wie
unklug es war, daß die National- Verſammlung ſich nicht
beeilte, die Vereinbarung der Verfaſſung, wozu ſie doch zu-
nächſt und eigentlich ganz allein berufen war, ſchnell zu
Stande zu bringen, denn dieſe mußte alles dasjenige feſt-
ſetzen, worüber man jetzt ſchwankt und willkührliche Behaup-
tungen aufſtellt, die eben ſo viele Vertheidiger als Wider-
leger finden.

So lange die neue conſtitutionelle Verfaſſung nicht ver-
einbart und feſtgeſtellt iſt, bleibt es bei der alten bisherigen
und ihren Geſetzen, und nach dieſen iſt es denn doch
über allen Zweifel erhaben daß der König die National-
Verſammlung nach einem beliebigen Orte berufen und ver-
legen kann. Die ehemaligen Stände- Verſammlungen lie-
fern genug Präecedenzfälle.

Eben ſo verhält es ſich auch:
Drittens mit dem Belagerungs- Zuſtande der

Stadt Berlin. Auch hier fehlt es an einem Ge-
ſetze, was die Regierung hierunter beſchränke.

Aber noch mehr tritt:
Viertens der Mangel eines Verfaſſungsgeſetzes bei

der beabſichtigten Anklage gegen das Staats- Miniſterium
hervor. Solche Anklagen ſind den conſtitutionellen Stag-
ten eigenthümlich, ſie ſetzen aber nothwendig ein beſtehendes
Staatsgrundgeſetz voraus, welches die Fälle, in denen ver-
antwortliche Miniſter wegen Verletznug der Verfaſſung an

Ob nicht aus Grunden der Regierungs Politik eine andere, dem
Vertrauen des Volkes mehr entſprechende Miniſterwahl zu treffen
und der Conflict zu vermeiden geweſen wäre, bleibt dahingeſtellt.
Hier iſt nur die Frage vom Recht e.
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eklagt werden können, die Formen dieſer Anklage und den
erichtshof, welcher darüber erkennen ſoll, beſtimmen.

Unſere noch beſtehende Geſetzgebung kennt ſ olche Ver
ehen verantwortlicher Miniſter nicht, und es mangelt da-her auch gänzlich an Beſtimmungen darüber. Man iſt des-

halb auf den 92. Tit. 20. Th. II. des Allgemeinen Land
rechts gerathen welcher vom Hochverrath handelt, und hat
darauf die Klage gründen wollen.

Allein unpaſſender und ſchiefer iſt wohl nie ein Geſetz
und noch dazu ein Strafgeſetz angewendet worden, was die
härteſte und ſchrecklichſte Leibes- und Lebensſtrafe androht.
Denn

Erſtens iſt der Hochverrath ein gemeines Verbrechen,
welches, wie aus dem vorhergehenden 91. erhellt, von
Unterthanen gegen den Staat oder deſſen Oberhaupt began-
gen wird. Dies Verbrechen iſt alſo immer gegen die
Regierung gerichtet.

Nach jener Anklage ſoll aber die Regierung ſelbſt einen
Hochverrath begangen haben.

Von einzelnen Mitgliedern eines Miniſterinms könnte
dies zwar geſchehen, allein niemals kann die Regierung ge-
gen ſich ſelbſt einen Hochverrath begehen.

Zweitens aber, abgeſehen von dieſer ganz unpaſſen-
den Anwendung des Z. 92., ſetzt derſelbe ein auf eine „ge-
waltſame Umwälzung der Verfaſſung des Staats abzw
ckendes Unternehmen voraus. Eine in einzelnen Fällen von
Miniſtern begangene Verletzung der Verfaſſung iſt denn
doch wahrlich keine gewaltſame Umwälzung der Staatsver-
faſſung. Statt ſolcher gezwungenen und verdrehten Anwen-
dung von Geſetzen wäre einer hohen National -Verſamm-
lung wohl zu rathen, das Verfaſſungsgeſetz baldigſt zu
Stande zu bringen, was ihr für politiſche Fragen einen ſi
cheren Boden und feſten Halt geben wird. Bei ſo vielen
in eonſtitutionellen Staaten vorliegenden Muſtern dürfte ſie,
wenn mit Ernſt Hand ans Werk gelegt wird leicht bin-
nen Monatsfriſt ſelbiges vollenden können. Und wahrlich
drängt ſie dazu ſowohl ihr Beruf, als das anhaltende, drin
gende Verlangen der Nation nach dieſem höchſt nothwendi-
gen Aufbau.

Berlin den 16. November 1848.

Sethe,Chef Präſident des Reviſions und Caſſationshofes
für die Rhein-Provinzen.

Endlich glauben wir im Jntereſſe der aufrichtigen Freunde
eines wahrhaft eonſtitutionellen Königthums und der durch
daſſelbe geſicherten Volksfreiheiten nachſtehendes Sendſchrei
ben des Abgeordneten zu Frankfurt, Profeſſor Duncker,
eines eben ſo kenntnißreichen, als unerſchrockenen Kämpfers
für die Erhaltung unſerer Errungenſchaften an den eonſti
tutionellen Club zu Halle über deſſen beiſtimmende Erklä-
rung zu den Beſchlüſſen der National- Verſammlung vom
11. d. M. verbreiten zu müſſen.

Meine Herren!
Der eonſtitutionelle Klub zu Halle hat die Forderungen

der Zeit ſtets richtig zu faſſen und zu würdigen gewußt. Von
Anfang an leitete er den unbeſtimmten Drang der Revolu-
tion nach einer beſtimmten Staatsform hin die Rechte, welche
eine lange geprüfte und gereifte öffentliche Meinung verlangte,

ſollten dem Volke im vollſten Maße zu Theil werden man
wollte dieſe tiefer und tiefer in das Bewußtſeyn des Volkes
e Weitergehende Gelüſte der Revolution ſollten
zurückgewieſen werden ebenſo jeder Verſuch der geſetzlichen wal



Gewalten, von dem betretenen Pfade umzulenken in den
Abſolutismus.

Jn der letzteren Richtung bewegt ſich Jhre Erklärung
vom 11. November. Jch würde derſelben unumwunden bei-
treten, wenn die Vorausſetzungen richtig wären, von welchen
ſie ausgeht, wenn die Ungeſetzlichkeit, welche ſie der Regie
rung vorwirft, nicht mehr als beſtritten wäre, und wenn ne-
ben allem Recht nicht auch die politiſche Nothwendigkeit in
Betracht käme. Das Recht, welches der Verſammlung zu
ſteht, bezieht ſich meines Erachtens auf die Vereinbarung der
Verfaſſung mit der Krone, nicht auf die Vereinbarung des
Ortes, an welchem dieſe Verſammlung tagt. Die Berliner
Verſammlung iſt neben einer vereinbarenden zugleich eine
repräſentirende es iſt überall und ich kann mich hier
auf bewährte Autoritäten beziehen conſtitutioneller Grund-
ſatz, daß der Krone das Recht der Verlegung da, wo daſ-
ſelbe nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt, zuſtehe. Unzweifel-
haft hat ferner die Krone das Recht, ihre Miniſter zu er-
nennen, wie die Volksvertretung dieſelben zu ſtür-
zen. Sollte dies der Verſammlung bereits zuſtehen, ehe ſie
ernannt ſind, ſo wäre das Ernennungsrecyt illuſoriſch, ſo
wäre es jedenfalls zweckmäßiger, die Kammer ernennte
die Miniſter ſelbſt. Jm Uebrigen beziehe ich mich für di
Geſetzlichkeit der Handlungen der Krone auf den Ausſchuß
bericht unſerer Verſammlung, der auch von zwei ihnen wohl
bekannten Hallenſern unterzeichnet iſt.

Das Andere aber und das Wichtigere iſt die politiſche
Lage der Dinge. Seit langer Zeit war die Verſammlung
zu Berlin von anarchiſchen Zuſtänden umgeben die roheſten
Demonſtrationen aufgeregter Volksmaſſen begleiteten jeden
ihrer wichtigeren Beſchlüſſe, welche von einer ſchwachen bald
wieder ſchwankenden Majorität gefaßt wurden, in deren Zu-
ſammenſetzung die Abgeordneten polniſcher Abkunft ei-
nen nicht unbedeutenden Theil ansmachten. Die Berliner
Bürgerwehr, beſtimmt, die vollziehende Gewalt in Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit und Ordnung der Hauptſtadt zu
unterſtützen, ſetzte dem ungeſetzlichen Treiben keinen energi-
ſchen Widerſtand entgegen und verhinderte durch ihre eigene
Paſſivität auch die Regierung für die Sicherheit der Vertre-
ter des Volkes und für die Freiheit ihrer Berathungen zu
ſorgen. Die Regiernng mußte außerordentliche Mittel für
den Schutz der Verſammlung ergreifen.

Jn dieſer Lage der Dinge ernannte der König das Mi-
niſterium Brandenburg-Manteuffel, und erließ durch daſſelbe
die Botſchaft der Verlegung der Verſammlung nach Bran-
denburg und der damit verbundenen Wtägigen Vertagung.

e

Nur die Namen des Miniſteriums geben dieſer conſtitu.
tionell-legalen, dieſer im Jntereſſe der Verſammlung und
der Nation durchaus gebotenen Maaßregel den Schein rege-
tiongirer Abſichten. Auf dieſen Schein regetionairer
Abſichten antwortet die Kammer mit der unconſtitu-
tionehlen Handlung eines Proteſtes gegen das noch
nicht ernannte Miniſterium mit der Zurück weiſung ei-
ner in ihrem Jntereſſe gebotenen Anordnung, mit der
illegalen Fortſetzung ihrer Berathungen in Berlin, mit
einer Oppoſition, welche das Land auseinanderzurei-
ßen und in Bürgerkrieg zu ſtürzen droht.

Glaubte die Verſammlung ſich in ihrem Rechte verletzt
und hielt ſie die Wahrung ihres Rechtes ſie, die ihre
Befugniſſe im Laufe ihrer Thätigkeit ſo oft überſchritten hat-
te für wichtiger, als die Herſtellung ihrer Sicherheit,
für wichtiger, als die Erhaltung ihres Einverſtändniſſes mit
der Krone, ſo mochte ſie auf die Entſcheidung der Reichsge-
walt provociren. Bei einer wahren Würdigung ihrer poli-

tiſchen Stellung, bei einer tieferen Auffaſſung ihrer patrioti-
ſchen Aufgabe, mußte ſie in dieſem Augenblick auch dann
einen Bruch mit der Krone vermeiden, auch dann die Auto-
rität derſelben ſtützen, wenn die Krone einen Mißgriff gethan
hatte. Denn nicht der Abſolutismus der königlichen Gewalt
iſt jetzt der Feind unſerer conſtitutionellen Freiheit der Ab
ſolutismus der Anarchie iſt es, welcher uns bedroht, und
dieſem zu begegnen, ſind wir nur im Bunde mit der Krone
ſtark genug.

Die Berliner Verſammlung hofft, daß die Stimmen
der öffentlichen Meinung ihre Oppoſition legaliſiren, ihren
Bruch mit der Krone unwiderruflich machen ſollen und Sie,
meine Herren, haben der Verſammlung Jhre Beiſtimmung
bereits ausgeſprochen. Jch bitte Sie, halten Sie inne!
Bedenken Sie, daß auf der einen Seite die geſetzliche Ge
walt für die conſtitutionellen Rechte, auf der andern die Re
volution mit allen ihren Conſequenzen ſteht. Jch ſpreche
nicht von den Pflichten welche das conſtitutionelle Prinzip
gegen die Krone auferlegt; ich ſpreche von der Lage der
Dinge. Sie wiſſen ſo gut als ich, daß wir dieſe ſechs Mo
nate daher kaum im Stande geweſen ſind, mit den Behör-
den im Bunde der Anarchie zu ſteuern. Wie ſoll es wer-
den in Deutſchland, wenn auch die CEonſtitutionellen jetzt
auf die Seite der Oppoſition treten wenn Sie ihre natür-
lichen unter ſolchen Umſtänden gebotenen Bundesgenoſſen,
die Regierung und die Krone, im Moment der höchſten Ge-
fahr verlaſſen, wenn Sie ſelbſt, im unnatürlichen Bunde mit
den Republikanern, die Krone zum Nachgeben nöthigen und
ſie damit völlig zu Boden werfen. Sehen Sie doch als
politiſche Männer über das nächſtliegende hinaus beden-
ken Sie die Folgen, faſſen Sie ins Auge, was da kommen
wird und kommen muß! Sie können ſiegen in Verbindung
mit den Republikanern und werden es, wenn Sie dies Bünd
niß nur feſt und innig genug ſchließen. Glauben Sie aber,
daß der Sieg der Jhre ſeyn wird, glauben Sie, daß Sie
für Sich allein ſtark genug ſeyn werden, die entfeſſelten
Kräfte wieder in geſetzliche Bahnen zu bringen hoffen Sie
das nicht Auf dem Wege, welchen Sie einſchlagen wollen,
iſt allein der der ſtärkſte und der wahre Sieger, der am wei-
teſten geht und keine, auch die äußerſten Conſequenzen nicht
ſcheut, die Herrſchaft, welche Jhrem Siege folgte, ſie würde
der Maſſe und ihren Führern gehören: Fragen Sie die
Wiener, wie ihnen das dreiwöchentliche Pöbelregiment be-
hagte. Geht dann Alles wie es gehen ſoll und gehen
muß, ſo beſteigt Friedrich Wilhelm IV. in ſechs Monaten
etwa das Schaffot und Sie ſind mit der Krone verloren,
wenn Sie nicht in dieſem Schritt weiter gehen wollen. Nie-
mand wird verſchont, der den rollenden Wagen aufhalten
will, wenn es zu ſpät iſt, und Sie meine Herren ſein
Sie verſichert, daß das Schickſal der Girondiſten Jhrer war-
tet. Weiſen Sie das Beiſpiel nicht von Sich! Die Ele-
mente, die politiſchen Faktoren ſind dieſelben auch die Er
eigniſſe werden dieſelben ſeyn. Sagen Sie nicht, daß das
Volk frei von der Barbarei der Schreckensherrſchaft ſey.
Niemand glaubte und Niemand wollte, daß im Jahr 1789
das Haupt Ludwig XVI. im Jahr 93 unter dem Nicht
beil fallen ſollte. Jſt der jähe Pfad der Revolution einmal
betreten, ſo überflügeln die Ereigniſſe die Abſichten und die
Thaten den Willen. Es wird unſer armes Vaterland die
Schrecken der Revolution bis auf die Hefe koſten und Sie,
e Herren, werden dieſe Verantwortung mit zu tragen

aben.
Aber ich kenne wohl den Zauberklang des Wortes, das

alle Revolutionen überſtürzt und um ihr Ziel, um die Frei-
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heit gebracht hat: dieſes armſelige Wort heißt Reaktionz
ich weiß, wie freudetaumelnd über ihre Kühnheit ſich auf

77dieſen Ruf die Völker in den Schlund ſtürzen. Sind wir
auch ſchon ſo weit gekommen, daß jede Maßregel im Jn-
tereſſe der Ordnung Reaction heißt? wenn das iſt, dann
iſt Deutſchland verloren.

Meine Herren, Sie können an meiner Geſinnung uicht
zweifeln ich ſpreche zu Jhnen aus tiefſter Seele, und wenn
Sie je meiner politiſchen Einſicht etwas zutrauten, hören Sie
mich heute.

Es giebt in allen Revolutionen einen großen unwieder-
bringlichen Augenblick, der ſie zum Segen oder zum Unheile
ausſchlagen läßt, jenachdem er benutzt wird. Es iſt der
Moment, in welchem die alte Herrſchaft hinreichend erſchüt-
tert iſt, um zu den vormaligen Zuſtänden niemals mehr im
Ernſt zurückkehren zu können. Jn dieſem Moment greifen
die wilden von unten aufquellenden Gewalten die Spitze
des Staats auf das heftigſte an; ſie wendet ſich gegen dieſe,
als gegen ihre ſchlimmſten Feinde, mit Aufbietung ihrer letz-
ten Kräfte. Zwiſchen Beiden in der Mitte ſtehen die Gemä-
ßigten, ſteht die eonſtitutionelle Partei. Bei ihr liegt die
Entſcheidung des Kampfes. Verbindet ſie ſich mit der ge
ſetzlichen Macht gegen die Anarchie, ehe die Regierung ihr
letztes Anſehn eingebüßt hat, ſo ſichert ſie die errungenen
Freiheiten für immer. Tritt ſie auf die Seite der andern
Partei, ſo iſt Alles unwiederbringlich verloren ſie ſiegt nicht
für ſich, ſondern für die Ochlokratie. Dieſer Moment iſt
in der franzöſiſchen, wie in der engliſchen Revolution unbe-
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nutzt vorüber gelaſſen worden. Jn beiden iſt die erſtrebte
Freiheit nicht gewonnen ſondern nur verloren worden

Jn dieſem Moment ſteht jetzt unſere Bewegung. Sie
haben zu entſcheiden, wohin ſie führen ſoll. Laſſen Sie ſich
nicht durch revolutiongiren Ehrgeiz zu einer unſeligen Wahl
verleiten. Die Kühnheit und die Gefahr liegt jetzt wahrlich
nicht im Vorwärtsgehen, ſie liegt darin, ſich gegen den
Strom zu ſtemmen, ſo lange ſeine Wogen noch zu ſteuern ſind.

Die Stellung, welche ſich die Reichsverſammlung in der
preußiſchen Sache gegeben hat, iſt eine vermittelnde; ſo ſehr
die Majorität vom Rechte der Krone überzeugt iſt, ſo ent
chieden alle Anträge, die Schritte der Regierung für unge-
etzlich zu erklären, abgewieſen wurden, ſo wurde dennoch,
rit Rückſicht auf die aufgeregte Stimmung in Preußen, be-

ſchloſſen, das Miniſterium Vrandenburg möge zurücktreten,
ſammlung möge nach Berlin zurückverlegt werden,die Verſ a

wenn der geſetzliche Zuſtand der Hauptſtadt vollkommen ge
ſichert ſey. Jn dieſem Sinne wird das Reichsminiſterinm
mit der Krone verhandeln. Erwarten Sie den Erfolg, ehe
Sie neue Schritte thun. Erwägen Sie die Tragweite Jhrer
Beſchlüſſe. Beharren Sie aber in der Oppoſition dänn
wünſche ich, daß Sie nie durch eine grauſame Wirklichkeit
erfahren, wie wahr ich heute geredet.

Wir aber hier in Fraukfurt, wir kennen unſre Pflicht
und werden ſie erfüllen, trotz alles Geſchreies von Polizei
und Reaktion, wenn die Wogen der Revolution auch noch
höher gehen ſollten, bis ſie uns über den Häuptern zuſam-
men ſchlagen.

Frankfurt, den 16. November 1848.

Anmerk. Jnzwiſchen erfährt man ſo eben aus Frankfurt, daß der Ausſchuß, dem die Begutachtung der preußiſchen Frage übertragen worden, ge-
gen 2 Stimmen beſchloſſen habe, folgende Antrage zu machen, die der Nationalverſammlung am 20. d. M. vorgelegt werden ſollen man glaubt
ſehr allgemein, daß ſie angenommen werden.

Die Reichsverſammlung in Verfolg ihres Beſchluſſes vom 14. d. M. und in Beruückſichtigung der inzwiſchen eingetretenen Ereigniſſe ſo
wie nach genommener Kenntniß von den Zuſtanden in Berlin und der ſeitdem gefaßten, das Weſen der conſtitutionellen Monarchie aufhebenden
Beſchluſſe des Theiles der preuß. Nationalverſammlung, der ſich in offenem Widerſpruch gegen die Regierungen in Berlin zu ferneren Sitzungen
vereinigt hat, erklart:

daß der Zeitpunkt zur Aufhebung der Verlegung nach Brandenburg gegenwärtig noch nicht gekommen iſt;

ſie erklärt ferner
daß alle von jenem Theile der Nationalverſammlung gefaßten Beſchluſſe (und namentlich diejenigen) welche Suspenſionen der Steuer-Er-
hebung ausſprechen und Mitglieder und Organe der Regierung für Hochverrather erklaren, null und nichtig ſind;

fie erklart endlich:
daß die dem preußiſchen Volke gewahrten und in Ausſicht geſtellten Rechte und Freiheiten hiermit auch Seitens der Nationalverſammlung
in der Centralgewalt feierlich verbürgt und gegen jeden Verſuch einer Verkummerung in Schutz genommen werden ſollen.
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